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würde für den Staat Einsparungen in Höhe von 1,5 Milli-
arden Euro bedeuten.

(Dr. Heinrich L. Kolb [FDP]: Wenn alle
Arbeitsplätze erhalten blieben!)

Diese 1,5 Milliarden Euro nehmen Sie, um skrupellose
Unternehmer zu subventionieren, die sich gegenüber
denjenigen Wettbewerbsvorteile verschaffen, die faire
Löhne zahlen. Das ist Wettbewerb à la FDP. Dem geben
Sie Ihren Segen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
sowie bei Abgeordneten der SPD)

Mit der Ausweitung der Arbeitnehmerfreizügigkeit
werden die Probleme zunehmen; das hat die Anhörung
eindeutig ergeben. Es wird nicht zu einem allgemeinen
Problem kommen, aber es wird Druck auf die unteren
Löhne ausgeübt werden.

Liebe Kollegen von der FDP-Fraktion, Sie sind ein-
mal angetreten mit dem Grundsatz: Arbeit muss sich
wieder lohnen. � Jetzt müssen Sie uns hier im Parlament
erklären: Warum gilt das eigentlich nicht für die unters-
ten Lohngruppen? Die Lohnspreizung hat in den letzten
Jahren immer weiter zugenommen. Im letzten Jahr hat es
auf den Veranstaltungen zum 1. Mai schon viele Trans-
parente gegeben, auf denen stand: Habe Arbeit, brauche
Geld. � Es ist auch Ihre Aufgabe, dafür zu sorgen, dass
die Menschen für ihre Arbeit einen vernünftigen Lohn
bekommen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
sowie bei Abgeordneten der SPD)

Das Arbeitsplatzvernichtungsargument ist seit Jahren
widerlegt. Wenn Sie bei der Anhörung zugehört hätten,
hätten Sie mitbekommen, dass das IAB noch einmal
deutlich darauf hingewiesen hat, dass ein klug einge-
führter Mindestlohn positive Arbeitsplatzeffekte haben
würde.

Liebe Kolleginnen und Kollegen von Schwarz-Gelb,
könnte es vielleicht sein, dass Sie, nachdem Sie in der
Energiepolitik einen Scherbenhaufen produziert haben,
gerade dabei sind, den nächsten Polterabend, jetzt in der
Arbeitsmarkt- und Sozialpolitik, zu organisieren?

(Jens Ackermann [FDP]: Ist das ein Antrag? �
Dr. Heinrich L. Kolb [FDP]: Wer heiratet
wen? � Karl Schiewerling [CDU/CSU]: Weil
wir eurem Antrag nicht zustimmen?)

Wir haben Ihnen einen Gesetzentwurf vorgelegt, der
alle sozial- und arbeitsmarktpolitischen Anforderungen
erfüllt. Sie wissen das im Prinzip genau. Herr Weiß, ich
spreche Sie noch einmal an. Sie sind in Ihrer CDU-Ar-
beitnehmerorganisation doch seit Jahren unterwegs im
Kampf für einen flächendeckenden gesetzlichen Min-
destlohn �

(Dr. Johann Wadephul [CDU/CSU]: Nein, er
ist schon überzeugt!)

bisher leider ohne Erfolg. Sie haben jetzt die Chance!
Machen Sie den Rücken gerade und stimmen Sie unse-
rem Gesetzentwurf zu!

Ich appelliere an Sie: Folgen Sie Ihrem sozialpoli-
tischen Verstand und verstecken Sie sich nicht länger
hinter branchenspezifischen Mindestlöhnen! Branchen-
spezifische Mindestlöhne sind eine sinnvolle Ergänzung
� das will ich gar nicht bestreiten �, wenn sie oberhalb
der allgemeinen Mindestlohngrenze liegen, aber sie tau-
gen wirklich nicht als Ersatz. Selbst wenn sich Arbeit-
nehmerinnen und Arbeitnehmer sowie Arbeitgeber in ei-
ner Branche auf einen Mindestlohn verständigt haben,
zelebrieren sofort die Hohepriester um Rainer Brüderle
ihr Hochamt der Ideologie und blockieren die Einfüh-
rung dieses Mindestlohns. Das haben wir nun wirklich
hinlänglich erfahren müssen.

Meine Damen und Herren von Union und FDP, der
Mindestlohn wird kommen. Vielleicht können Sie diese
historische Gewissheit noch für eine bestimmte Zeit ver-
drängen. Vielleicht können Sie diesen Prozess noch et-
was verzögern. Eines ist sicher: Aufhalten können Sie
ihn nicht.

Ich danke Ihnen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
sowie bei Abgeordneten der SPD und der LIN-
KEN)

Vizepräsident Dr. Hermann Otto Solms:

Das Wort hat der Kollege Ulrich Lange von der CDU/
CSU.

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP)

Ulrich Lange (CDU/CSU):

Herr Präsident! Verehrte Kolleginnen und Kollegen!
Ich möchte vorab dem Kollegen Markus Kurth von den
Grünen zum heutigen Geburtstag ganz herzlich auch in
unserem Namen gratulieren.

(Beifall)

Herzlich willkommen zur Mobilmachung für den
1. Mai! Diese Debatte scheint mir dazu zu dienen, die
leeren Säle bei DGB, Linken und SPD vielleicht wieder
ein bisschen zu füllen. Der 1. Mai ist ein Sonntag. Ich
freue mich auf Sonne und Bayern.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU und
der FDP)

Meine Damen und Herren, mit Ihrem Antrag planen
Sie in erster Linie eines: Sie wollen in die Tarifautono-
mie eingreifen,

(Dr. Heinrich L. Kolb [FDP]: So sieht es aus!)

die die Väter des Grundgesetzes aus gutem Grund so de-
finiert und aufgeschrieben haben. Wir sind mit dieser Ta-
rifautonomie in den vergangenen über 60 Jahren in
Deutschland sehr gut gefahren, wie ich glaube. Überall
dort, wo es soziale Ungleichgewichte gab, wo es ein
strukturelles Funktionsdefizit der Tarifautonomie gab,
haben wir � in verschiedenen Konstellationen � gehan-
delt, zuletzt bei der Zeitarbeitsbranche � wie ich finde,
sehr schlüssig �, aber auch bei der Pflege.
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(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der FDP)

Liebe Kollegin Pothmer, Sie haben zu Recht den zu-
künftigen FDP-Vorsitzenden gelobt. Sie sehen also: Die
schwarz-gelbe Koalition weiß sehr wohl, was Sozial-,
Lohn- und Arbeitsmarktpolitik ist.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU und
der FDP)

Deswegen werden wir beim Prinzip der branchenbe-
zogenen Mindestlöhne bleiben. Mindestlöhne gibt es
derzeit in acht Branchen. Fünf davon sind unter
Schwarz-Gelb aufgenommen worden, nur eine einzige
unter Rot-Grün. Deswegen bitte ich, das Ganze in dieser
Relation zu sehen.

Lieber Kollege Ernst, Sie kommen ja aus der Gewerk-
schaft. Ich bin immer davon ausgegangen, dass es in
Deutschland zwei starke Pole, zwei starke Blöcke gibt:
zum einen die Gewerkschaften als Vertreter der Arbeit-
nehmerinnen und Arbeitnehmer, zum anderen die Ar-
beitgeberverbände. Genau das macht Tarifpolitik aus.
Jetzt muss ich fast annehmen, dass Sie der eigenen Ge-
werkschaft nicht mehr vertrauen.

(Max Straubinger [CDU/CSU]: Genau so ist
es!)

Oder ist der Vertrauensverlust schon so weit fortgeschrit-
ten, wie es bei Ihrer Partei in Bezug auf Ihre Person der
Fall ist?

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU �
Abg. Klaus Ernst [DIE LINKE] meldet sich zu
einer Zwischenfrage)

Vizepräsident Dr. Hermann Otto Solms:

Herr Kollege Lange � �

Ulrich Lange (CDU/CSU):
Ich möchte den Gedanken erst zu Ende führen, dann

gerne; meine Redezeit ist sehr knapp.

Gewerkschaften und Arbeitgeberverbände sitzen an
einem Tisch. Sie wissen um die Probleme der Betriebe
und der Branche, sie kennen die Sichtweisen und tau-
schen sich auf Augenhöhe aus. Wir befinden uns eben
nicht in einer Planwirtschaft, wo der Staat losgelöst von
Produktivität und Realität die Löhne in den Betrieben
festsetzt. Genau das macht das Wesen der Tarifautono-
mie aus.

(Matthias W. Birkwald [DIE LINKE]: Peinlich
ist das!)

Jetzt bitte ich um die Verlängerung der Redezeit.

Vizepräsident Dr. Hermann Otto Solms:

Bitte schön, Herr Ernst.

Klaus Ernst (DIE LINKE):
Ich habe folgende Fragen. Erstens. Ist Ihnen bekannt,

dass der Deutsche Gewerkschaftsbund, die IG Metall,

Verdi, NGG und andere Gewerkschaften den Mindest-
lohn fordern und sogar Kampagnen dafür veranstalten?
Es steht also durchaus nicht im Widerspruch zu meiner
Gewerkschaft, wenn ich hier den Mindestlohn fordere.

Zweitens. Ist Ihnen bekannt, dass es insbesondere im
Niedriglohnbereich Unternehmen gibt, in denen es aus
unterschiedlichen Gründen, die nicht bei den Arbeitneh-
mern zu suchen sind, kaum gewerkschaftlich organi-
sierte Mitarbeiter gibt, dass also von den beiden erwähn-
ten Polen einer fehlt, sodass Tarifergebnisse, wie Sie sie
fordern, nicht zustande kommen können? Könnte das
vielleicht der Grund sein, warum die Gewerkschaften,
obwohl sie an der Tarifautonomie festhalten, gesetzliche
Mindestlöhne fordern?

(Beifall bei der LINKEN)

Ulrich Lange (CDU/CSU):

Lieber Kollege Ernst, könnte es sein, dass die Men-
schen das Vertrauen in die Gewerkschaften so sehr ver-
loren haben, dass sie nicht mehr glauben, dass diese in
der Lage sind, den einen Pol darzustellen und diese
Löhne durchzusetzen? Ich glaube, dass meine Argumen-
tation insoweit sehr schlüssig ist.

(Widerspruch bei der LINKEN)

Was Sie letztlich wollen und machen, ist, den Tarifpar-
teien ihr Recht zu beschneiden und staatlichen Einfluss
auf die Löhne zu fordern. Das wird am Ende, auch wenn
Sie es nicht glauben, Arbeitsplätze kosten. Denn ein flä-
chendeckender gesetzlicher Mindestlohn wird regiona-
len Unterschieden nicht gerecht. Das müssten Sie eigent-
lich selber erkennen. In einer Region wie derjenigen, aus
der ich komme, mit weniger als 3 Prozent Arbeitslosen,
ist die Situation völlig anders als beispielsweise in
Mecklenburg-Vorpommern.

Ich glaube, dass wir mit branchenspezifischen Min-
destlöhnen und mit den vorhandenen gesetzlichen Rege-
lungen, mit denen soziale Unwuchten ausgeglichen
werden können, den richtigen Weg gehen. Mit dem Ar-
beitnehmer-Entsendegesetz � es wurde schon genannt �
und mit der Allgemeinverbindlichkeitserklärung von Ta-
rifverträgen verhindern wir Lohndumping. Wir haben
auch � Sie glauben nicht daran, aber ich setze auf unsere
Gerichte � die Rechtsprechung zu sittenwidrigen Löh-
nen, und wir haben noch andere Instrumentarien wie das
Tariftreuegesetz und vieles andere mehr.

(Sigmar Gabriel [SPD]: Welches Tarif-
treuegesetz denn?)

Setzen wir weiter auf die Systemstimmigkeit und
Übersichtlichkeit gesetzlicher Vergütungsregulierungen
dort, wo wir sie brauchen! Setzen wir aber auch auf das
Koalitionsgrundrecht, auf die Tarifautonomie und auf
das Erfolgsmodell soziale Marktwirtschaft gegen Plan-
wirtschaft und staatlichen Eingriff.

Danke schön.

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP � 
Zurufe von der SPD: Oh!)


